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§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB

Ü

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für die Erhaltung
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(siehe textl. Festsetzungen § 6)

§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes

§ 9 (7) BauGB

3 Gebäude
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Flurstücksnummer

Flurstücksgrenzen mit Grenzpunkten

SONSTIGE DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

6 Bemaßung

55,79 m
ü. NHN

Bezugspunkt in m ü. NHN für die Begrenzung
der Gebäudehöhe

§ 9 (1) Nr. 4 BauGB
Umgrenzung von Flächen für Stellplätze
(siehe textl. Festsetzungen § 5)St
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Übersichtsplan Maßstab 1 : 25.000

Kartengrundlage: Topographische Karte 1:25.000 (TK 25)
        Maßstab: 1:25.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsichen Vermessungs-
und Katasterverwaltung

Präambel des Bebauungsplanes
(mit örtlichen Bauvorschriften)

Aufgrund der  §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 84 der
Niedersächsischen Bauordnung i.V.m. § 58 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt Rinteln diese

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Graf-Adolf-Straße“ bestehend aus der Planzeichnung
und den nebenstehenden textlichen Festsetzungen - sowie den nebenstehenden örtlichen
Bauvorschriften - als Satzung beschlossen.

Rinteln, den 20.04.2020

gez. Priemer                                                   L.S.
.....................................
Bürgermeister

Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Stadt Rinteln hat in seiner Sitzung am 26.09.2019 die Aufstellung der 1. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 12 „Graf-Adolf-Straße“, einschl. örtlicher Bauvorschriften,
beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB am 28.09.2019
ortsüblich bekanntgemacht worden.

Rinteln, den 20.04.2020

gez. Priemer                                                   L.S.
...........................................
Bürgermeister

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1000

Gemarkung: Rinteln
Flur: 26

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2019
Landesamt für Geoinformation

    und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Hameln-Hannover

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (AZ:
L4-362/2018, Stand vom 07.01.2019).

Rinteln, den 26.03.2020
LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, Katasteramt Rinteln

gez. Kuhnt                                                   L.S.
......................................................................
(Unterschrift)

Planverfasser

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Graf-Adolf-Straße“, einschl. örtlicher
Bauvorschriften, mit der Begründung wurde ausgearbeitet vom:

Planungsbüro REINOLD
Seetorstraße 1a - 31737 Rinteln
Tel. 05751 - 9646744 Fax: 05751 - 9646745

Rinteln, den 17.03.2020

gez. Reinold                                                L.S.
....................................
Planverfasser

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Rinteln hat in seiner Sitzung am 11.12.2019 dem Entwurf
der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Graf-Adolf-Straße“, einschl. örtlicher
Bauvorschriften, sowie dem Entwurf der Begründung zugestimmt und seine öffentliche
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 14.12.2019 ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Graf-Adolf-Straße“, einschl. örtlicher
Bauvorschriften, und der Entwurf der Begründung haben vom 23.12.2019 bis 31.01.2020 gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB öffentlich ausgelegen und wurden gem. § 4 a Abs. 4
BauGB zusammen mit der ortsüblichen Bekanntmachung zeitgleich auf der Internetseite der
Stadt Rinteln zur Einsichtnahme bereitgestellt.

Rinteln, den 20.04.2020

gez. Priemer                                                   L.S.
...................................
Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Rinteln hat die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Graf-Adolf-Straße“,
einschl. örtlicher Bauvorschriften, nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
i.V.m. § 13 a BauGB in seiner Sitzung am 12.03.2020 als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die
Begründung (gem. § 9 Abs. 8 BauGB) beschlossen.

Rinteln, den 20.04.2020

gez. Priemer                                                   L.S.
......................................
Bürgermeister

I. Textliche Festsetzungen

§ 1 Art der baulichen Nutzung – Allgemeines Wohngebiet
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO)

(1) Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind nachfolgend aufgeführte Nutzungen
gem. § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässig:

1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störende Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

(2) Innerhalb der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete (WA) können gem. § 4 Abs. 3 BauNVO
nachfolgend aufgeführte Nutzungen ausnahmsweise zugelassen werden:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

(3) Innerhalb der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete (WA) werden gem. § 4 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 6
BauNVO nachfolgend aufgeführte Nutzungen ausgeschlossen:

1. Anlagen für Verwaltungen,
2. Gartenbaubetriebe,
3. Tankstellen.

§ 2 Begrenzung der Höhen baulicher Anlagen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO)

(1) Die Höhe der innerhalb des WA -Gebietes errichteten Gebäude ist durch Planzeichen festgesetzt (in m
üNHN). Als Gebäudehöhe wird der höchste Punkt der Dachhaut, lotrecht zur Bezugsebene gemessen,
definiert. Die festgesetzte Höhe kann ausnahmsweise für die Errichtung von technischen Einrichtungen,
die für die zulässige Nutzung erforderlich sind, um maximal 1 m überschritten werden, wenn diese
Einrichtungen vom öffentlichen Straßenraum abgewandt errichtet werden.

(2) Der Bezugspunkt für die Ermittlung der o.g. Höhen ist im B-Plan durch Planzeichen festgesetzt.

§ 3 Überschreitung der Grundflächenzahl
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 19 Abs. 4 BauNVO)

Die im Bebauungsplan festgesetzte Grundflächenzahl von 0,4 kann innerhalb des festgesetzten
WA-Gebietes bei Vorhaben gem. § 19 Abs. 4 Nr. 1 und 2 BauNVO ausnahmsweise bis zu einer
Grundflächenzahl von 0,7 überschritten werden, wenn die Flächenbefestigungen (Zufahrten und
Stellplätze) mit einem Abflussbeiwert von max. 0,6 hergestellt werden.

§ 4 Abweichende Bauweise (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)

Für das WA -Gebiet gilt eine abweichende Bauweise im Sinne der offenen Bauweise ohne Begrenzung
der Gebäudelänge.

§ 5 Stellplätze (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Gemäß NBauO notwendige PKW-Stellplätze sind nur innerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze
zulässig. Sonstige, über die Anforderungen der NBauO hinausgehende Stellplätze, sind auch außerhalb
der festgesetzten Flächen für Stellplätze zulässig.

§ 6 Festsetzungen zur Durchgrünung des Plangebietes (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

(1) Je 8 Stellplätze ist in einer Pflanzfläche von min. 10 m² ein mittel- bis großkroniger Laubbaum zu
pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

(2) Je angefangene 800 qm Grundstücksfläche der im WA-Gebiet befindlichen Grundstücke ist auf dem
privaten Baugrundstück mindestens ein heimischer Laubbaum oder typischer Obstbaum nach Beginn
der Baumaßnahmen zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

(3) Die nach Abs. 1 und 2 zu pflanzenden Laubbäume sind als Hochstamm mit einem Stammumfang von
mind. 12 bis 14 cm in 1 m Höhe oder als wirksamer Stammbusch mit einer Mindesthöhe von 2 m zu
pflanzen. Die zu pflanzenden Obstbäume (Hochstamm) sind mit einem Stammumfang von 7-8 cm in 1
m Höhe zu pflanzen. Die Bäume sind fachgerecht zu pflegen, zu erhalten und bei Abgang durch
gleichartige Bäume zu ersetzen. Die Artenauswahl richtet sich nach den Artenlisten in den Hinweisen Nr.
5 und 6.

(4) Die Pflanzmaßnahmen sind nach dem Beginn der privaten Baumaßnahmen auf den jeweiligen
Baugrundstücken auszuführen. Die genannten Pflanzmaßnahmen sind jedoch spätestens innerhalb von
2 Vegetationsperioden nach Baubeginn fertigzustellen.

(5) Innerhalb der festgesetzten Flächen mit Bindungen für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB sind die vorhandenen Bäume und Sträucher
dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die zu pflanzenden Laubbäume sind als Hochstamm
mit einem Stammumfang von mind. 12 bis 14 cm in 1 m Höhe oder als wirksamer Stammbusch mit
einer Mindesthöhe von 2 m zu pflanzen. Die Sträucher sind 2 x verpflanzt, 60 - 100 cm hoch zu
pflanzen. Die Artenauswahl richtet sich nach der Artenliste unter Hinweis Nr. 5.

§ 7 Maßnahmen zum Hochwasserschutz (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

(1) Innerhalb des WA-Gebietes ist der durch die zusätzliche Bebauung entstehende Verlust des
Retentionsraumes der Weser durch geeignete bauliche oder sonstige Maßnahmen im Plangebiet auf
den Baugrundstücken zu kompensieren (z.B. durch Abgrabung/Absenkung einer Fläche). Hierfür ist ein
zusätzliches Retentionsvolumen von mind. 228 m³ zu schaffen.

(2) Innerhalb des WA-Gebietes ist eine hochwasserangepasste Bauweise mit einer Höhe OKFF (Oberkante
Fertigfußboden) von mindestens 56,13 m ü NHN vorzusehen.

§ 8 Maßnahmen zum Bodenschutz - Behandlung des Oberbodens
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Oberboden ist, sofern für die Realisierung von Bauvorhaben erforderlich, vor Baubeginn abzuschieben
und einer ordnungsgemäßen Verwertung zuzuführen. Mit Oberboden ist schonend umzugehen. Er ist in
einem nutzbaren Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu bewahren (siehe
Hinweis Nr. 7).

II. Örtliche Bauvorschriften (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO)

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften erstreckt sich auf den räumlichen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12, 1. Änderung.

§ 2 Dächer

(1) Auf den innerhalb des festgesetzten WA-Gebietes errichteten Hauptgebäuden sind nur geneigte Dächer
mit Dachneigungen von 18 - 48 Grad zulässig. Tonnen- und (Halb-) Bogendächer sind nicht zulässig.

(2) Als Farben für die Dachdeckung der Hauptbaukörper sind die Farbtöne von "rot-rotbraun",
„braun-dunkelbraun“ und „schwarz-anthrazit“ in Anlehnung an die in § 3 genannten RAL-Töne zulässig.

(3) Die unter Abs. 1 und 2 aufgeführten Bauvorschriften gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile,
untergeordnete Dachaufbauten, Dachfenster, Wintergärten, Terrassenüberdachungen, Solaranlagen
(einschl. der Anlagen für die Nutzung von Umgebungswärme), Grasdächer sowie Nebenanlagen,
Garagen und Carports (offene Kleingaragen).

Maßstab 1:1.000

Bauleitplanung der Stadt Rinteln
Landkreis Schaumburg

Bebauungsplan Nr. 12
„Graf-Adolf-Straße“

- 1. Änderung -
einschl. örtlicher Bauvorschriften

Bebauungsplan der Innenentwicklung

(gem. § 13 a BauGB)

- Abschrift -

Planungsbüro REINOLD
Raumplanung und Städtebau (IfR)

31737 Rinteln - Seetorstraße 1a
Telefon 05751 - 9646744 Telefax 05751 - 9646745

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2019

Inkrafttreten

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Graf-Adolf-Straße“, einschl. örtlicher
Bauvorschriften, ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 30.04.2020 im Amtsblatt Nr. 4/2020 für den
Landkreis Schaumburg ortsüblich bekanntgemacht worden.
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Graf-Adolf-Straße“, einschl. örtlicher
Bauvorschriften, ist damit am 30.04.2020 in Kraft getreten.

Rinteln, den 04.05.2020

gez. Priemer                                                   L.S.
....................................
Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12
„Graf-Adolf-Straße“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, ist die Verletzung von Vorschriften sowie
beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges beim Zustandekommen des Bebauungsplanes
und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Rinteln, den __.__.____

....................................
Bürgermeister

Ausfertigungsvermerk

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Bebauungsplanänderung mit ihren Festsetzungen durch
Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Rates
übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften
eingehalten worden sind.

Rinteln, den 20.04.2020

gez. Priemer                                                   L.S.
.....................................
Bürgermeister

§ 3 Farbtöne

Für die in § 2 (2) festgesetzten Farbtöne sind die genannten Farben zu verwenden. Diese Farben sind
aus den nachstehend aufgeführten Farbmuster nach Farbregister RAL 840 HR ableitbar.

(1) Für den Farbton "rot - rot-braun" im Rahmen der RAL:

2001 - rotorange 3005 - weinrot
2002 - blutorange 3009 - oxydrot
3000 - feuerrot 3011 - braunrot
3002 - karminrot 3013 - tomatenrot
3003 - rubinrot 3016 - korallenrot
3004 - purpurrot

(2) Für den Farbton "braun-dunkelbraun" im Rahmen der RAL:

8001 - ockerbraun 8014 - sepiabraun
8003 - lehmbraun 8015 - kastanienbraun
8004 - kupferbraun 8016 - mahagonibraun
8007 - rehbraun 8017 - schokoladenbraun
8008 - olivbraun 8023 - orangebraun
8011 - nussbraun 8024 - beigebraun
8012 - rotbraun 8025 - blassbraun

(3) Für den Farbton „schwarz - anthrazit“ im Rahmen der RAL:

7016 - anthrazitgrau 9004 - signalschwarz
7021 - schwarzgrau 9011 - graphitschwarz
7024 - graphitgrau

§ 4     Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt gem. § 80 Abs. 3 NBauO, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder
Unternehmer vorsätzlich oder fahrlässig eine Baumaßnahme durchführen lässt oder durchführt, die nicht
den Anforderungen dieser örtlichen Bauvorschriften über Gestaltung entspricht.

III. HINWEISE

1. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634).

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786).

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung – PlanZV)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI. I S. 1057).

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 309).

Niedersächsische Bauordnung (NBauO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBl. S. 88).

2. Maßnahmen für den Artenschutz / Kompensation Biotop gem. § 30 BNatSchG

a. Die Baufeldfreiräumung und Baumfällungen oder Gehölzrückschnitte sind aus 
artenschutzrechtlichen Gründen nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar 
(außerhalb der Brutzeit) zulässig. Ein abweichender Baubeginn innerhalb der Brutzeit ist im 
Einzelfall bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Schaumburg zu beantragen und 
nur nach vorheriger Prüfung und Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde zulässig.

b. Im Baufeld sind ggf. vorhandene Höhlenbäume vor Fällung bzw. Gebäude vor Abriss auf 
Fledermausbesatz zu kontrollieren und die Ergebnisse zu dokumentieren (Fachmann für 
Fledermäuse). Der Bericht ist vor Fällung der Höhlenbäume bzw. vor Abriss der Gebäude der 
Naturschutzbehörde des Landkreises Schaumburg zur Prüfung vorzulegen. Die Fällung eines 
durch Fledermäuse genutzten Höhlenbaumes ist im Einzelfall bei der Unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Schaumburg zu beantragen und nur nach vorheriger 
Prüfung und Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde zulässig.

c. Anlegung eines Ersatzbiotops

Als Kompensation des Verlustes des im Plangebiet gelegenen nach § 30 BNatSchG geschützten
Biotopes (Stillgewässer) und der Schaffung eines Ersatzgewässers für die in diesem Biotop 
lebenden Amphibien ist die Neuanlage eines Stillgewässerbiotopes auf dem stadteigenen 
Flurstück 94/48, Flur 26, Gemarkung Rinteln, geplant.

- Das Biotop ist mit verschiedenen Tiefen auszubilden (Sumpf-, Flachwasser-, und 
Tiefwasserzonen). Die tiefste Stelle beträgt ca. 1,2 m.

- Das Stillgewässer ist mit Pflanzen aus dem verloren gehenden Biotop zu „impfen“, um eine
Ansiedlung typischer Pflanzenarten zu beschleunigen und den Amphibien eine 
Lebensgrundlage zu Beginn der Umsiedlung zu bieten.

- Um das neue Stillgewässerbiotop als Ersatzhabitat für die Amphibien zu verbessern, sind 
Tothölzer (Stammabschnitt mit Kronenholz und Wurzelstubben) in und um das neue Biotop
einzubringen. Ebenso sind Steinschüttungen vorzunehmen. Diese Strukturen dienen den 
Amphibien als Quartier- und Versteckmöglichkeiten.

- Die Füllung des Biotops erfolgt durch Niederschlag. Ein komplettes Austrocknen des neuen
Stillgewässers ist mit Dichtungsbahnen zu verhindern. Die Dichtungsbahnen sind mit 
größeren Flusskiesen und auch feinerem Sediment zu beschweren.

Hinweise zur Realisierung des Ersatzbiotops

- Unter Berücksichtigung der notwendigen Umsiedlung der Amphibien ist folgender 
Bauablauf zu berücksichtigen:

• Errichtung des neuen Stillgewässerbiotops vor dem Fang der Amphibien (das neue 
Stillgewässerbiotop muss mit Wasser gefüllt sein, bevor die Amphibien umgesiedelt 
werden)

• je nach Witterung beginnt das Fangen im März/April
• Ende des Fangens Ende April/Mitte Mai.

- Um ein sofortiges Abwandern der Amphibien aus dem neuen Stillgewässerbiotop zu 
unterbinden, ist ein Amphibienzaun um das neue Stillgewässer zu errichten, der zu einem 
späteren Zeitpunkt zurückzubauen ist.

- Das Biotop ist der natürlichen Entwicklung zu überlassen. Bei einer Fehlentwicklung ist 
durch entsprechende Pflegemaßnahmen einzugreifen. Diese Eingriffe können je nach 
Entwicklung folgende Aspekte beinhalten:

• bei hohem Nährstoffeintrag/-gehalt Ausräumen der Sohle (Bodenschlamm)
• starken Gehölzaufwuchs und Baumwuchs zurückschneiden.

- Die Pflegeeingriffe im oder am Gewässer sind vorzugsweise im Oktober vorzunehmen.

- Zusätzlich zu den geplanten Maßnahmen für die Amphibien sind zur Kompensation des 
Verlustes von Jagdhabitaten für die Fledermäuse im Norden des neuen Biotops fünf 
standortgerechte Hochstämme zu pflanzen. Diese sind so weit vom Gewässer entfernt zu 
pflanzen, dass ein Laubeintrag nur sporadisch bis gar nicht vorkommt und eine 
Beschattung des neuen Gewässers durch die Bäume nicht stattfinden kann.

- Die beplante Fläche liegt vollständig im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet der
Weser (ÜSG), weshalb ein Antrag nach § 78 WHG für die Errichtung des neuen 
Stillgewässerbiotops erforderlich ist.

Abb.: Lage des geplanten Stillgewässers, Kartengrundlage: ALK, M. 1:1.000 i.O., © 2019 LGLN,
RD Hameln-Hannover, Katasteramt Rinteln

3. DIN-Vorschriften und Richtlinien

Die in den textlichen Festsetzungen und Hinweisen zitierten DIN-Vorschriften und Richtlinien werden bei
der Stadt Rinteln bereitgehalten.

4. Archäologischer Denkmalschutz

Konkrete archäologische Kulturdenkmale sind nach derzeitigem Kenntnisstand innerhalb des
Plangebietes nicht bekannt. Aus der näheren Umgebung des Plangebietes liegen archäologische Funde
vor. Mit dem Auftreten archäologischer Bodenfunde im Plangebiet ist daher zu rechnen.

Die genannten Fundstellen sind Kulturdenkmale i. S. v. § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen
Denkmalschutzgesetzes (NDSchG). Durch die geplanten Bau- und Erdarbeiten würden die
archäologischen Kulturdenkmale in Teilen unwiederbringlich zerstört. Sämtliche in den Boden
eingreifenden Erdarbeiten, wie Erschließungsarbeiten, Oberbodenabtrag und alle in den
Unterboden reichenden Bodeneingriffe, bedürfen nach § 13 Abs. 1 NDSchG einer
denkmalrechtlichen Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt. Die
denkmalrechtliche Genehmigung nach § 13 NDSchG ist für sämtliche Erdarbeiten rechtzeitig zu
beantragen. Bei baugenehmigungspflichtigen Maßnahmen ist diese zusammen mit der
Baugenehmigung zu erteilen. Diese kann gem. § 13 Abs. 2 NDSchG versagt oder mit Auflagen und
Bedingungen verbunden werden.

Aus diesem Grund wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde wie etwa
Keramikscherben, Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohleansammlungen, Bodenverfärbungen
oder Steinkonzentrationen, die bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten gemacht werden, gem. § 14
Abs. 1 NDSchG auch in geringer Menge meldepflichtig sind. Sie müssen der der Unteren
Denkmalschutzbehörde der Stadt Rinteln unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen
sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu
lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung
der Arbeiten gestattet.

Das Benehmen gem. § 20.Abs. 2 NDSchG ist mit dem Landesamt für Denkmalpflege herzustellen.

5. Artenliste für standortheimische und -gerechte Gehölzpflanzungen
(siehe textliche Festsetzung § 6)

Die Artenauswahl kann durch weitere, standortgerechte und heimische Laubgehölzarten ergänzt
werden.

Großkronige Laubbäume

Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Betula pendula Birke
Fagus sylvatica Rotbuche
Quercus petrea Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche
Tilia platyphyllos Sommerlinde
Tilia cordata Winterlinde
Tilia platyphyllos Sommerlinde
Ulmus laevis Flatterulme

Mittel- bis kleinkronige Laubbäume

Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn
Crategus laevigata Zweigriffeliger Weißdorn
Prunus padus Traubenkirsche
Prunus avium Vogelkirsche
Sorbus aucuparia Eberesche
Sorbus torminalis Elsbeere

Sträucher

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Rosa canina Hundsrose
Ligustrum vulgare Liguster
Prunus spinosa Schlehe
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn

6.        Artenliste für typische und bewährte Obstgehölze
(siehe textliche Festsetzung § 6)

Äpfel
Adersleber Calvill
Baumanns Renette
Berlepsch
Biesterfeld Renette
Boskoop
Bremer Doorapfel
Danziger Kantapfel
Finkenwerder Herbstprinz
Goldparmäne
Gravensteiner
Halberstädter Jungfernapfel
Kaiser Wilhelm
Kasseler Renette
Klarapfel
Krügers Dickstiel
Schöner von Nordhausen
Schwöbersche Renette
Sulinger Grünling

Birnen
Bosc´s Flaschenbirne
Clapps Liebling
Gellerts Butterbirne
Gräfin v. Paris
Gute Graue
Gute Luise
Köstliche von Charneux
Pastorenbirne
Rote Dechantsbirne

Kirschen
Dolleseppler
Schneiders späte Knorpelkirsche
Dönissens Gelbe
Hedelfinger
Schwarze Herz
Schattenmorelle

Pflaumen, Renecloden, Mirabellen
Frühzwetsche
Hauszwetsche
Nancy Mirabelle
Ontariopflaume
Qullins Reneclode
Wangenheimer

Walnuss
Diverse Sorten

7. Maßnahmen zum Bodenschutz - Bauphase (siehe textliche Festsetzung § 8)

a. Im Rahmen der Bautätigkeiten sind u.a. die DIN 18300 Erdarbeiten, DIN 18915 Bodenarbeiten, 
DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial und DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und 
Durchführung von Bauvorhaben zu beachten. Arbeitsflächen sind auf das notwendige Maß zu 
beschränken. Der Boden ist im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufzutragen. Die Lagerung von
Boden hat ortsnah, schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer zu erfolgen (u.a. gemäß DIN 19731 
und DIN 18917). Das Vermischen von Böden verschiedener Herkunft ist zu vermeiden.

b. Die Böden im Plangebiet sind hoch verdichtungsgefährdet (siehe entsprechende 
Auswertungskarte auf dem Kartenserver unter http://nibis.lbeg.de/cardomap3/#). Verdichtungen 
sind durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden - zum Schutz und zur Minderung der 
Beeinträchtigungen des Bodens. In verdichtungsempfindlichen Abschnitten sollte nur bei 
geeigneten Bodenwasser- und Witterungsverhältnissen gearbeitet werden. Im Rahmen der 
Erschließung des Baugebietes sind bodenschonende Maßnahmen zu berücksichtigen 
(Überfahrungsverbot, Kennzeichnung und Absperrung). Auf verdichtungsempfindlichen Flächen 
sind Stahlplatten oder Baggermatten zum Schutz vor mechanischen Belastungen auszulegen. 
Besonders bei diesen Böden sollte auf die Witterung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet 
werden, um Strukturschäden zu vermeiden.

c. Nach Möglichkeit sollte im Bereich von Parkplätzen o.ä. im Plangebiet auch auf eine 
Vollversiegelung zu Gunsten wasserdurchlässige Materialien verzichtet werden, um einige 
Bodenfunktion eingeschränkt erhalten zu können.

8. Baugrund

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) hat mit Schreiben vom 16.10.2019 darauf
hingewiesen, dass im Untergrund des Plangebietes anhand der vorliegenden Unterlagen (Kartenserver
des LBEG) lösliche Karbonatgesteine aus dem Jura und Keuper anstehen, in denen durch irreguläre
Auslaugung lokal Verkarstungserscheinungen und vereinzelt auch Erdfälle auftreten können. Bisher sind
im Plangebiet sowie in der näheren Umgebung keine Erdfälle bekannt. Die nächsten bekannten Erdfälle
liegen mehr als 11 km entfernt östlich und nordöstlich des Plangebietes.

Das Plangebiet wird formal der Erdfallgefährdungskategorie 1 zugeordnet (gemäß Erlass des
Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987,
AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Bei Bauvorhaben im Planungsgebiet kann - sofern sich auch bei der
Baugrunderkundung keine Hinweise auf Subrosion ergeben - auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen
bezüglich der Erdfallgefährdung verzichtet werden.

Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der Baugrunderkundung zu
prüfen und festzulegen.

Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen Vorgaben der DIN EN
1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN
EN 1997-1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN EN
1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN
1997-2/NA:2010-12 vorgegeben.

Vorabinformationen zum Baugrund können dem Niedersächsischen Bodeninformationssystem NIBIS
(https://nibis.lbeg.de/cardomap3/) entnommen werden.

Die Stellungnahme des LBEG ersetzt keine geotechnische Erkundung des Baugrundes.

9. Kampfmittel

Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN, RD Hameln-Hannover, die
folgenden Erkenntnisse vor:

Fläche A (Graf-Adolf-Straße)
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig ausgewertet.
Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchgeführt.
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt.
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt.
Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel.
Empfehlung: Luftbildauswertung

Fläche B (WA-Gebiet)
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden vollständig ausgewertet.
Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmittelbelastung 

vermutet.
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt.
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt.
Belastung: Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht bestätigt.
Empfehlung: Kein Handlungsbedarf

Die vorliegenden Luftbilder können nur auf Schäden durch Abwurfkampfmittel überprüft werden. Sollten
bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, ist die zuständige
Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN,
Regionaldirektion Hameln-Hannover, umgehend zu benachrichtigen.

10. Lage im Überschwemmungsgebiet (siehe textliche Festsetzung § 7)

Die nicht innerhalb der Verordnungsfläche des Überschwemmungsgebietes 197 Weser (Schaumburg)
gelegenen Flächen des Plangebietes befinden sich innerhalb des vorläufig zu sichernden
Überschwemmungsgebietes 536 Weser (LK Schaumburg).

11. Geruchsimmissionen und Störfallbetrieb

Das Wohngebiet im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist Geruchsemissionen einer
benachbarten Biogasanlage ausgesetzt, die den maximal zulässigen Immissionswert nach der
Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) zeitweise erreichen können. Die betreffende Biogasanlage ist
gemäß der Störfallverordnung (12. BImSchV) als Störfallbetrieb beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt
Hildesheim verzeichnet.

12. Belange der Bundeswehr

Das Plangebiet liegt innerhalb des Zuständigkeitsbereiches für militärische Flugplätze gem. § 18a
Luftverkehrsgesetz sowie einem Hubschraubertiefflugkorridor. Ferner befindet sich das Plangebiet im
Interessengebiet militärischer Funk.

Die Bundeswehr hat keine Bedenken bzw. keine Einwände, solange bauliche Anlagen - einschl.
untergeordneter Gebäudeteile - eine Höhe von 30 m über Grund - nicht überschreiten. Sollte diese Höhe
bei einer späteren Bebauung überschritten werden, sind der Bundeswehr in jedem Einzelfall die
Planungsunterlagen - vor Erteilung einer Baugenehmigung - zur Prüfung zuzuleiten.

Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die vom
Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, nicht anerkannt werden.


